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Überblick über den Zwischenstand, sondern auch einen hervorragenden Ausgangs-
punkt für weitere Forschungstätigkeiten auf dem Gebiet der Geschichte des Straf-
verfahrens. 
Regensburg - Basel Harald Maihold 
Neumann, Friederike, Öffentliche Sünder in der Kirche des späten Mittelalters. 
Verfahren - Sanktionen - Rituale (= Norm und Struktur 28). Böhlau, Köln 2008. 
200 S. Besprochen von Harald Maihold 
Die Trennung zwischen kirchlicher Buße und kirchlicher Strafe ab etwa 1150 und 
ihre Ausdifferenzierung im 13. Jahrhundert haben dazu geführt, dass diese Bereiche 
auch in der Geschichtsschreibung lange Zeit getrennt betrachtet wurden. Die kanonis-
tische Rechtsgeschichte und die historische Kriminalitätsforschung haben sich auf die 
Strafe, die Theologiegeschichte auf das Bußsakrament konzentriert, kirchliche Verfah-
ren gegen Sünder entweder der einen oder der anderen Kategorie zugeordnet und dazu 
nicht Passendes ausgeblendet1). Bereits vor einigen Jahren hat die US-amerikanische 
Historikerin Mary C. Mansfield für das mittelalterliche Nordfrankreich2) diese Sicht-
weise revidiert, indem sie zeigte, dass es neben der Buße, wie sie in der Beichte ausge-
sprochen wurde, und der durch die kirchliche Gerichtsbarkeit verhängten Strafe noch 
weitere Formen öffentlicher Buße gab, die das Interesse der kirchlichen Instanzen be-
legen, öffentliche Sünder bloßzustellen und zu beschämen. Diesen Forschungsansatz 
entwickelt Friederike Neumann in einer Bielefelder Dissertation weiter, indem 
sie am Beispiel des Bistums Konstanz den von Mansfield entdeckten „Graubereich" 
zwischen privater Buße und öffentlicher Strafsanktion genauer beleuchtet und zeigt, 
dass die öffentliche Buße auch noch im 15. und frühen 16. Jahrhundert bestehen blieb. 
Die Arbeit ist in drei Teile gegliedert: Nach einem Forschungsbericht (S. 13-25) be-
handelt Neumann ausführlich die kirchlichen Verfahren gegen öffentliche Sünder im 
Bistum Konstanz im 15. Jahrhundert, wobei sie sich aufumfangreicheArchivalien vor 
allem des Erzbischöflichen Archivs Freiburg stützt. Im Vordergrund der Untersuchung 
stehen die an den Verfahren beteiligten kirchlichen Instanzen und ihre Rollen sowie 
die Ausgestaltung des öffentlichen Bußrituals (S. 26-148). Die Ergebnisse vergleicht 
Neumann anschließend mit den Verfahren im Bistum Bamberg (S. 149-168). 
Neumann geht vom Begriff des öffentlichen Sünders aus, der auf eine Reihe von 
Sünden verweist, deren Behandlung dem Bischof bzw. seinem Stellvertreter, dem 
Generalvikar, vorbehalten war. Doch die Quellen, die Neumann untersucht, zeigen, 
dass das bischöfliche Monopol auf diese Fälle durch ein dynamisch sich entwickeln-
des Netz kirchlicher Instanzen durchbrochen wurde, die im ausgehenden Mittelalter 
öffentlichen Sündern Angebote zur Bewältigung ihrer Vergehen unterbreiteten. Der 
Versuch der Konstanzer Bischöfe, die Kompetenzen für die Behandlung öffentlicher 
Sünder bei ihrem Stellvertreter, dem Generalvikar, zu bündeln, gelang nur bedingt. 
Die ortsnäheren Klöster und Stiftungen, Städte und Landgemeinden boten ebenfalls 
1
) Zu Lotte Kery, Gottesfurcht und irdische Strafe, 2006, vgl.Neumann, S. 9 Fn. 
11, sowie meine Rezension oben in diesem Band, S. nn [kurz vorher] 
2) Mary C. Mansfield, The Humilation of Sinners, Public Penance in Thir-
teenth-Century France, 1995. 
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Absolution bei öffentlichen Sünden an. Die Bischöfe haben diese Praxis schließlich 
durch besondere Vollmachten legalisiert, konnten sich dabei aber das Monopol für 
die Umwandlung öffentlicher in geheime Bußen bis in die Mitte des 15. Jahrhunderts 
sichern und sich damit als oberste Ordnungsinstanz im Bistum behaupten. Den großen 
päpstlichen Ablasskampagnen an der Wende vom 15. zum 16. Jahrhundert gegenüber, 
die den Sündern ebenfalls Absolution für öffentliche Sünden versprachen, waren die 
Bischöfe hingegen machtlos. 
Die öffentlichen Bußrituale, die oft in der Anonymität großer Büßergruppen und mit 
spezieller dramatischer Erlösungsliturgie durchgeführt wurden und in der Absolution 
mündeten, verfolgten Neumann zufolge in Konstanz weniger das Ziel, den Sünder zu 
brandmarken oder zu beschämen, als vielmehr die Unannehmlichkeiten eines öffentli-
chen Bekenntnisses so gering wie möglich zu halten, das Bußverfahren dadurch für den 
Sünder akzeptabel zu gestalten und ihn mit der kirchlichen Gemeinschaft zu versöhnen. 
Dieses Bemühen, das Verfahren für die Gläubigen attraktiv zu gestalten und zu erleich-
tern, setzt sich in den bischöflichen Vollmachten für die ortsnäheren Seelsorger, der 
Praxis der Umwandlung öffentlicher in geheime Bußen und den Ablasskampagnen kon-
sequent fort, führte aber auch zu einer „Gnadeninflation", die das öffentliche Bußritual 
letztlich unattraktiv machte und damit zu seinem Niedergang beitrug. Dadurch aber ver-
lor das kirchliche Verfahren an öffentlicher Sichtbarkeit. Diese Lücke wurde, wie Neu-
mann anschaulich belegt, in der Folgezeit von der erstarkenden weltlichen Gerichtsbar-
keit ausgefüllt, die das kirchliche Verfahren aber weniger konkurrenzierte als ergänzte. 
Das weltliche Verfahren lehnte sich dabei in der Durchführung stark an die ehemals 
kirchliche öffentliche Buße an. Inwieweit die Durchführung bußähnlicher Rituale im 
weltlichen Gericht Auswirkungen auf die kirchliche Buße hatten, ist jedoch unklar. 
Der Vergleich mit dem Bistum Bamberg zeigt, dass die Behandlung öffentlicher 
Sünder in der Kirche bei anderen konstitutionellen Voraussetzungen durchaus eine an-
dere Entwicklung nehmen konnte als in Konstanz. In Bamberg war die Situation durch 
die konkurrierende Gerichtsbarkeit des Domdekans geprägt. Die Reaktionen gegen 
öffentliche Sünder hatten in Bamberg stärker strafenden Charakter, die Rufschädigung 
und finanzielle Interessen standen im Vordergrund und haben früh eine konkurrierende 
weltliche Gerichtsbarkeit auf den Plan gerufen. Der Reintegration des Sünders durch 
Absolution im Bußwesen kam hier keine zentrale Bedeutung zu. Erst relativ spät 
wurde ein Katalog von bischöflichen Reservatsfällen formuliert, der die Kompetenzen 
des Domkapitels einschränkte und im ausgehenden 15. Jahrhundert die Verhältnisse 
denen in Konstanz annäherte. Unklar ist jedoch, inwieweit diese Entwicklung noch zu 
einer zentral kontrollierten Reaktion auf offenkundige Normverstöße führen konnte. 
Neumanns Buch zeigt, dass sich auch auf 200 Seiten ein wissenschaftlicher For-
schungsansatz entwickeln lässt und sich damit gewinnbringende Ergebnisse einfahren 
lassen. Indem sie nicht von fertigen Begriffen wie „Buße" und „Strafe" ausgeht, son-
dern allgemein nach den kirchlichen Reaktionen auf öffentliche Sünden fragt, befreit 
sie die bisherige Forschung von ihrem Schubladendenken und lässt ein plastischeres 
Bild der Verfahren durch die verschiedensten kirchlichen Instanzen entstehen. Dabei 
ist sich die Autorin auch der Grenzen ihrer Arbeit bewusst, die angesichts der z. T. ma-
geren, interpretationsbedürftigen Quellen unvermeidbar sind. Lücken und ungeklärte 
Fragen werden klar benannt (z.B. S. 146, 168, 176) und laden zu weiterer Forschungs-
tätigkeit ein. Neumann hat gezeigt, dass zwischen Konstanz und Bamberg erhebliche 
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Unterschiede in der Behandlung öffentlicher Sünder bestanden. Um die ganze Kom-
plexität der Entwicklungsgeschichte zwischen Bußsakrament und öffentlichem Straf-
recht zu erfassen, sind weitere regionale Untersuchungen erforderlich. 
Regensburg - Basel Harald Maihold 
Schwob, Ute Monika, Spuren der Ferngerichtsbarkeit im spätmittelalterlichen 
Tirol(= Schiern-Schriften 345). Wagner, Innsbruck 2009. 232 S. Besprochen von 
Reinhard Schart! 
Die westfälischen Femgerichte ( auch Freigerichte oder Freistühle) nahmen seit dem 
späten 14. Jahrhundert eine Rechtsprechungskompetenz für das gesamte deutsche 
Reich in Anspruch. Nachdem bereits im 20. Jahrhundert ihre Tätigkeit in den Reichs-
städten Nürnberg und Frankfurt am Main sowie in der Eidgenossenschaft dargestellt 
wurde, wertet die zu besprechende, in drei Abschnitte gegliederte Monographie Ur-
kunden aus, welche die Tätigkeit der Femgerichte in ihren Auswirkungen auf Tirol 
(Grafschaft Tirol, Hochstift Brixen und Grafschaft Görz) aufzeigen. Die Verfasserin, 
Historikerin und Germanistin, wurde durch ihre Arbeit an der Kommentierung der 
Lebenszeugnisse Oswalds von Wolkenstein auf die Thematik aufmerksam, die seit 
einem Zeitschriftenbeitrag Justinian Ladurners aus dem Jahre 1869 kaum noch behan-
delt worden war. Allgemeine Erkenntnisse des 19. und 20. Jahrhunderts über die unter 
dem Königsbann stehenden und mit einem Freigrafen sowie mindestens sieben Frei-
schöffen besetzten Femgerichte fasst die Autorin in dem kürzeren zweiten Abschnitt 
zusammen. Im Mittelpunkt des ersten Abschnitts sowie des ersten Teils des dritten Ab-
schnitts steht der Tiroler Adlige und Dichter Oswald von Wolkenstein, dessen Leben in 
rund 700 zeitgenössischen Schriftstücken ungewöhnlich gut dokumentiert ist. Der ers-
te Abschnitt behandelt zunächst eine im Archiv der Familie Wolkenstein-Rodenegg im 
Germanischen Nationalmuseum in Nürnberg aufbewahrte Abschrift der „Ruprechts-
chen Fragen", das von Kaiser Ruprecht 1408 eingeholte Weistum über die Rechte des 
Königs an den Femgerichten, deren Zuständigkeit und Verfahren. Sc h wob begründet 
nachvollziehbar, dass die Abschrift aus dem Jahre 1428 von Oswald von Wolkenstein 
möglicherweise diktiert, aber wahrscheinlich nicht selbst angefertigt wurde. Anschlie-
ßend geht die Arbeit ausführlich auf eine Reise Oswalds nach Köln und Aachen ein, 
die er selbst in einem vierstrophigen Gedicht beschrieben hat. Zweck seiner Reise war 
es, in Westfalen in die Reihen der Freischöffen aufgenommen zu werden. Schwob 
bespricht die Reisebeschreibung eingehend und stellt heraus, dass Oswald den Leser 
über seine Einweihung in die Kenntnisse des Ferngerichtswesens im Dunkeln lässt und 
damit seiner Schweigepflicht als Freischöffe nachkommt: ,,Nit mer ich sprach, was 
mir darnach kuntlichen wanf'. Mit seiner Aufnahme als Freischöffe bereitete Oswald 
ein Ferngerichtsverfahren gegen den Tiroler Adligen Hans von Vilanders vor. Diesem 
hatte Oswald 1422 Sicherheiten für eine Bürgschaft gegeben, die Hans von Vilanders 
für ihn anlässlich seiner Entlassung aus einer Gefangennahme durch Herzog Friedrich 
IV. von Österreich übernommen hatte, und die Oswald nun zurückverlangte. Offen-
sichtlich schon im Vorfeld der Auseinandersetzung hatte der Freigraf zu Arnsberg, 
Gert Seyner, Anfang 1429 ein Mahnschreiben an 24 Tiroler Freischöffen gesandt, mit 
dem er diese zur Hilfeleistung aufforderte, wenn jemand vor die Feme geladen würde. 
